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Zürich

Aufnahmequote Die Zahl derAsyl-
gesuche bleibt hoch. Das heisst
auch, dass Gemeinden und Kan-
ton mehr Geflüchtete unterbrin-
genmüssen. Der Zürcher Sicher-
heitsdirektorMario Fehr (partei-
los) nimmt nun die Gemeinden
in die Pflicht: Er hat die Aufnah-
mequote per 1. Juli 2024 von 1,3
auf 1,6 Prozent erhöht. Das teilte
die Sicherheitsdirektion mit.

Damitmüssen die Gemeinden
pro 1000 Einwohnerinnen und
Einwohner neu 16 Geflüchtete
beherbergen; auf den gesamten
Kanton gerechnet stehen neu
24’000 statt wie bisher knapp
20’000 Plätze zur Verfügung.

Kritik an Stau beim Bund
Gleichzeitig stockt der Kanton
seine Plätze in den Durchgangs-
zentren weiter auf. Im ehemali-
gen See-Spital in Kilchberg ent-
steht eine Unterkunft für bis zu
250 Personen, in Betrieb gehen
soll die Unterkunft imMai.Aktu-
ell betreut derKanton rund 2200
Geflüchtete in 18 Unterkünften.

Letztes Jahr seien beim Bund
30’000 Asylgesuche eingegan-
gen, so die Sicherheitsdirektion.
Und dieses Jahr werde mit ähn-
lich hohen Zahlen gerechnet.
Beim Bund hat das zu einem
Pendenzenberg geführt, rund
15’000 Verfahren sind hängig.
Fehr kritisiert das in der Mittei-
lung harsch: «Zu viele Personen
haben noch keinen Entscheid, ob
sie ausreisen müssen oder sich
integrieren können.» Auch müs-
se definitiv geklärtwerden,wie es
mit den Ukrainerinnen und Uk-
rainern weitergehe, die Schutz-
status S hätten.Dieser gilt vorerst
bis am 4. März 2025. (leu)

Mehr Flüchtlinge
für Zürcher
Gemeinden

Parolen Mit Spannung wurde er-
wartet, welche Abstimmungspa-
rolen die Grünliberalen zu den
ZürcherVorlagenvom3.März fas-
senwürden.Denn in einigen Fra-
genwaren sie sich imKantonsrat
nicht einig gewesen. Das zeigte
sich nun auch an der Mitglieder-
versammlung vom Dienstag. Ei-
nerseits beim Thema Pistenver-
längerungen: «In unserer Partei
gibt es überzeugteVertreterinnen
undVertreter beiderPositionen»,
sagt JörgMäder,Vizepräsident der
Partei. An der Versammlung re-
sultierte eine Stimmfreigabe,wel-
chemit 67:24 Stimmen beschlos-
senwurde.

Im Kantonsrat hatte die GLP
für einen Flugbewegungspla-
fond zwischen 22 und 23 Uhr
und eine absolute Nachtruhe
von 23 bis 6 Uhr gekämpft.
Nachdem sie damit aufgelaufen
war, sprach sich die Fraktionmit
18:1 Stimmen gegen die Pisten-
verlängerungen aus.

50:34 pro Seeuferweg
Die Zerrissenheit der GLP zeigte
sich auch bei der Seeuferwegin-
itiative. Da haben die Mitglieder
mit 50:34 Stimmen die Ja-Parole
beschlossen. ImParlament hatte
die Fraktion Stimmfreigabe be-
schlossen. DieAnti-Chaoten-In-
itiative lehnten die GLP-Mitglie-
der ab, den Gegenvorschlag nah-
men sie an – imEinklangmit der
Parlamentsfraktion. Parteipräsi-
dent Nicola Forster sprach von
realpolitischenGründen. «Unnö-
tige Gewalt und Zerstörungswut
dulden wir nicht.» (pu)

GLP-Basis stimmt
anders als Fraktion
im Kantonsrat

Die Attacke auf den 16-jährigen
Vincenzo sorgte 2021 für Schlag-
zeilen. Erund seine Freundewur-
den imWintervor drei Jahrenvon
einer Gruppe Jugendlicher ange-
griffen. Einer der Täter war ein
Winterthurer. Erwurde jetzt vom
Jugendgericht des Bezirksge-
richtsWinterthur verurteilt.

Jugendgerichtsfälle werden
nicht öffentlich verhandelt. Auf
Anfrage dieser Zeitung infor-
mierte das Gericht aber über sein
Urteil. Bei diesem stützte es sich
auf dieAnklageschrift, deren In-
halt mit den Schilderungen der
Opfer und Zeugen überein-
stimmt: Der Beschuldigte, auch
erwar damals 16 Jahre alt, reiste

an einem Samstagabendmit sei-
nen Kollegen an den Bahnhof
Stadelhofen, von wo aus die
Gruppe zwei «bekannte und auf-
fällig gekleidete Vertreter der
LGBTQ-Szene» verfolgte.

Opfer war auf Tiktok aktiv
DerBeschuldigte näherte sich den
beiden immer wieder, schubste
sie und griff Vincenzo mit der
Hand ins Gesicht. Den anderen
kickte ermit demFuss in denRü-
cken, worauf Vincenzo ihm zum
Schutz seines Kollegen dieHand-
tasche ins Gesicht schlug.Darauf-
hin wollte der Beschuldigte die-
semeinen «mittelstarken» Faust-
schlag ins Gesicht versetzen, traf

ihn abernur amKinnundverletz-
te ihn nicht.

DieVersion desWinterthurers
und seiner Kollegen, sie hätten
lediglich auf eine Provokation re-
agiert, glaubte das Gericht nicht.
Viel eher sah es dieTaten,wie sie
Opfer Vincenzo damals deutete:
als einen gezielten Angriff auf
Transpersonen und Homosexu-
elle.Ersagte damals zum«Tages-
Anzeiger»: «Sie kennen uns,weil
wir aufTiktok aktiv sind und eine
gewisse Bekanntheit haben.»
Dort geben sich Vincenzo und
seine Freunde offen als homose-
xuelle Personen zu erkennen.

Den Faustschlag wertete das
Gericht als versuchte einfache

Körperverletzung. In Kombina-
tionmit demFusskick sowie den
Beleidigungen aus der Gruppe
heraus stufte es das Verhalten
des Beschuldigten zusätzlich
auch als diskriminierende Her-
absetzung aufgrund der sexuel-
len Orientierung ein. Nicht nur
ausdrückliche verbaleÄusserun-
genwirkten herabsetzend, so das
Gericht. Dasselbe gelte für kör-
perliche Gewalt, wenn sie unter
diskriminierenden Umständen
erfolge.

12 Monate bedingt
Doch das Gericht musste sich
nicht nur mit der Straftat aus
dem Winter 2021 beschäftigen:

Nach der Attacke auf Vincenzo
wurde derWinterthurer auch als
Erwachsener straffällig. Gemäss
Mitteilung hat das Gericht sämt-
liche seiner Delikte imUrteil be-
rücksichtigt.Dabei stützte es sich
bei der Strafhöhe auf das Jugend-
strafrecht und bei derArt der Be-
strafung auf das Erwachsenen-
strafrecht. So kam es auf eine
12-monatige bedingte Freiheits-
strafe, die der heute 20-Jährige
bei Einhaltung einer zweijähri-
gen Probezeit nicht absitzen
muss. Ausserdem erhält er eine
Busse von 500 Franken für den
Konsumvon Betäubungsmitteln.

Tanja Hudec

Winterthurer nach Angriff auf Schwule verurteilt
Gericht Mit 16 attackierte der Beschuldigte zwei homosexuelle Personen. Auch als Erwachsener wurde er straffällig.

Helene Arnet

Gerade war alles noch so fried-
lich an der «Tönt-gut-Promena-
de» irgendwo am Seeufer. Das
Zvieri-Fleischplättli wird aufge-
tragen, die Familie geniesst die
Idylle am See. Doch dann fallen
Horden von wild gewordenen
Kampf-Erholungsuchenden in
den Garten ein.

Nicht ohne zuvorVelofahren-
de weggekickt, alle Parkplätze
besetzt und einen asphaltierten
Wegvor sich ausgerollt zu haben.
Der Tisch zittert, der Kaffee
schwappt fast über, und zum
Schluss fällt sogar noch das Vo-
gelhäuschen um.

Sowirbt das Komitee gegen die
Uferinitiative. Das Beispielmacht
deutlich,wie Social Media die po-
litischeWerbung verändert.

ImRadio und im Fernsehen ist
in der Schweiz politische Wer-
bungverboten.Keine Regulierung
gibt es aber noch auf Internet-
plattformen.Auf ein Postulat von
SP-Nationalrat Jon Pult über die
politische Werbung im Internet
antwortete der Bundesrat, dass
diese Plattformen «einen wach-
senden Faktor in der Meinungs-
bildung» darstellten. ImMoment
ist das Uvek daran, abzuklären,
ob und wie Kommunikations-
plattformen reguliert werden
könnten. Eine entsprechende
Vorlage soll Ende März 2024 in
die Vernehmlassung gehen.

Uetliberg statt Seeufer
Bis anhin aber ist erlaubt,was ge-
fällt – oder aufregt. Profis für Po-
litwerbung auf Social Media ha-
ben dabei eine klare Botschaft: Vi-
deos statt Texte. Sowird etwa die
Politberaterin Jessica Zuber im
September 2023 in der «NZZ am
Sonntag»mit derAussage zitiert:
«Videos, Videos, Videos.» – Und:
«Text ist die unattraktivste Form.»

Die Kampagne derUferinitia-
tive-Gegner hat auf ihrer Web-
site, neben dem erwähnten, als
«Lead-Video» deklarierten Bei-
trag, bisher siebenweitereVideos
aufgeschaltet. Darunter Inter-
views mit Gegnern wie einem
Berufsfischer oder dem Stadt-
präsidenten vonWädenswil.

Aber auch drei weitere,weni-
ger angriffige Clips, in denen ein
junges Paar kundtut,weshalb die
Initiative abzulehnen sei: «Sol-
lenwir der Goldküste einen gol-
denen Uferweg finanzieren?»

Dazu kommenTestimonialswie
etwa dieses des Horgner Ge-
meindepräsidenten Beat Nüesch
(FDP), der den Followern kund-
tut, dass sie doch auch vomUet-
liberg den See sehen könnten.

Gemessen daran kommt die
KampagnederBefürworter zahm
daher. Ihr Auftritt ist über weite
Strecken klassisch. Zwar nutzen
sie ebenfalls Social-Media-Kanä-
le, doch hat das befürwortende

Komitee eine komplett andere
Strategie eingeschlagen. Es setzt
stark auf Inhalte undvertraut da-
bei dem geschriebenenWort.

Das tut es allerdings profes-
sionell undmit grossemVorlauf.
So startete es bereits im Dezem-
ber 2022 einen Newsletter, der
mit journalistisch aufgemachten
Texten dahergekommen ist. Zu-
dem setzten auch die Befürwor-
ter auf sogenannteTestimonials:

Dafür konnten sie auf prominen-
te Befürworter ausserhalb der
Politik zurückgreifen, wie etwa
Franz Hohler, der eine Kurzge-
schichte zumThema geschrieben
hat. Oder Petra Ivanov.

Reiher versus Ente
Auch im analogen Wahlkampf
gibt sich die befürwortende Sei-
te zurückhaltender. So war die
Wädenswiler Alt-Kantonsrätin
Julia Gerber Rüegg zwar treiben-
de Kraft derKampagne, doch sag-
te sie ihre Teilnahme am grossen
Podium in Horgen ab. Die Be-
gründung: Sie wolle noch akti-
ven Kantonsrätinnen oder Kan-
tonsräten die Bühne überlassen.

Auf dem Podium sassen da-
nach vier Männer, darunter der
bekannteste Exponent der Geg-
ner, SVP-Kantonspräsident Do-
menik Ledergerber. Gerber Rü-
egg sass im Publikum und mel-
dete sich von dort aus zuWort.

Die unterschiedliche Ausge-
staltung der beiden Kampagnen

zeigt sich auch deutlich im Logo:
Während sich die befürworten-
de Seite mit einem edel stilisier-
ten Graureiher präsentiert, zei-
gen die Gegner eine traurige Co-
mic-Entemit hängendenFlügeln,
die im durchAbfall verunreinig-
tenWasser steht.

Das von einer Einzelperson
zum Thema Uferweg auf Face-
book gepostete Video eines Rei-
hers, der minutenlang versucht,
eine Ringelnatter zu verschlin-
gen, könnte allerdings ein gefun-
denes Fressen für Gegner und
Befürworter sein. So erwähnt der
Initiativtext explizit, dass die
Ufer ökologisch aufgewertetwer-
den müssen. Der Clip mit dem
Graureiher könnte demnach auf-
zeigen, dass sich dank der Initi-
ative selbst die scheuen Nattern
wieder am Ufer zeigen. Die Geg-
ner aber sehen darin wohl, wie
der Reiher – Symbol der Initiati-
ve – derNatur schadet, indem er
der Schlange den Garaus macht.
Oder es zumindest versucht.

Politvideo gibt zu reden
Seeuferweg auf Social Media Die Kampagnen von Gegnern und Befürwortern eines durchgehendenWegs
unterscheiden sich stark. Geworben wird von aggressiv bis brachial zahm.

Ein Weg am Seeufer: Das wollen die Initianten der Seeuferweginitiative – und liefern sich einen Schlagabtausch mit den Gegnern. Foto: Manuela Matt

Horgens Gemeindepräsident in seinem Testimonial. Screenshot: Facebook


